
Begleichung der Rechnung aufgefordert worden sei und 
die Kollegin angedroht habe, sich andernfalls selbst an 
die Sparkasse wenden zu wollen, habe sie aus Furcht 
vor der Aufdeckung der tatsächlichen Lage beschlossen, 
sich einen größeren Betrag aus der von ihr geführten 
Hauptkasse anzueignen. Die Gelegenheit dazu habe sich 
am 1. August 1963 geboten, als der Leiter der Verkaufs­
stelle 472 den Tageserlös in Höhe von 1200 MDN einge­
zahlt habe. Sie habe die erhaltene Summe im Quittungs­
block bescheinigt, dem Verkaufsstellenleiter die Zweit­
schrift ausgehändigt, das Original in den Papierkorb 
geworfen und die Drittschrift versehentlich im 
Quittungsblock belassen. Das Geld habe sie, als Ein­
zahlungen bei der Deutschen Notenbank vorzunehmen 
waren, mittels des ZKD-Buches aus dem Betrieb her­
ausgetragen. An demselben Tage habe sie bei der Spar­
kasse einen Teilzahlungskredit in Höhe von 1980 MDN 
aufgenommen und dafür 1000 MDN in bar eingezahlt. 
Die restlichen 200 MDN des entnommenen Geldes habe 
sie für persönliche Ausgaben zurückbehalten. Um die 
Tat zu verschleiern, habe sie auch die Eintragung der 
Einzahlung der 1200 MDN im Kassenbuch unterlassen. 
Die Beschuldigte gab weiter zu, sich am 22. August 
1§63 eine weitere Einzahlung des Leiters der Verkaufs­
stelle 472 in Höhe von 800 MDN angeeignet zu haben. 
Davon habe sie 200 MDN ausgegeben, die restlichen 
600 MDN für ihre Hochzeit am 24. August 1963 auf­
gehoben. In diesem Falle habe sie auch die Drittschrift 
der Quittung vernichtet und die Eintragung im Kassen­
buch unterlassen.
Die Beschuldigte hat in diesem Zusammenhang auch 
eingeräumt, am 13. Mai 1963 einen Barscheck in Höhe 
von 100 MDN bei der Deutschen Notenbank eingelöst 
zu haben. Da sie die Gepflogenheit gehabt habe, Plus­
beträge der Kasse zu entnehmen und für sich zu ver­
brauchen und dafür Minusdifferenzen zu ersetzen, sei 
es möglich, daß sie die 100 MDN, die nachweislich der 
Kasse nicht zugeführt worden sind, ebenfalls für sich 
verbraucht habe.
Sie hat weiter zugegeben, einen Betrag von 36,76 MDN, 
der einem Kollegen als Arbeitslohn zustand, an sich 
genommen und verbraucht zu haben. Die Überweisung 
des Betrages an den betreffenden Kollegen habe sie 
später aus dem Kassenbestand vorgenommen.
Dieses Geständnis hat die Beschuldigte auch in ihrer 
zweiten polizeilichen Vernehmung am 10. Januar 1964 
aufrechterhalten und erklärt, sie werde versuchen, das 
von ihr unterschlagene Geld zu ersetzen.
Von diesem Geständnis ist sie auch während der Aus­
sprache in der Verwaltung der Konsumgenossenschaft 
am 13. Januar 1964 im Beisein der Kollegen nicht 
abgerückt und hat an Stelle der von ihr erwarteten 
Erklärung auf den Inhalt des Vernehmungsprotokolls 
verwiesen. Sie hat weiter die Zusage abgegeben, am 
gleichen Tage 600 MDN ztirückzuzahlen.
In gleichlautenden Eingaben an den Staatsanwalt des 
Kreises und den Staatsrat der Deutschen Demokra­
tischen Republik vom 14. Januar 1964 hat die Beschul­
digte jedoch ihre früheren Aussagen widerrufen und 
geltend gemacht, die fraglichen Beträge und die dazu­
gehörigen Einzahlungsbelege müßten ihr abhanden ge­
kommen sein. Bei dieser Darstellung ist sie auch gegen­
über dem Staatsanwalt des Kreises am 25. Februar 
und am 1. April 1964 geblieben. Selbst unter Berück­
sichtigung der Tatsache, daß bei der ersten Verneh­
mung der Beschuldigten auf Grund des Ergebnisses der 
Kassenprüfung Vorhalte in Richtung des bestehenden 
Verdachts gemacht worden sind, hätte das Kreisgericht 
die objektiven Umstände, die für die Richtigkeit des 
Geständnisses der Angeklagten sprechen, nicht außer 
Betracht lassen dürfen.
So mußte die Angeklagte wegen der Bezahlung des

von ihr im April 1963 gekauften Schlafzimmers bis 
Ende Juli 1963 ständig und dringlich gemahnt werden. 
Das deutet darauf hin, daß sie weder in der Lage war, 
eine Ratenzahlung zu leisten noch den gesamten Kauf­
preis zu bezahlen. Deshalb müssen der nunmehrigen 
Darstellung der Beschuldigten, sie habe lediglich 
500 MDN besessen und erst 1000 MDN zusammensparen 
wollen, erhebliche Bedenken entgegengebracht werden. 
Sie hatte die Konsumgenossenschaft auch ständig da­
mit vertröstet, daß der Kredit bei der Sparkasse 
bereits beantragt sei, obwohl sie den Antrag erst ge­
stellt hat, als ihr seitens der Konsumgenossenschaft 
angedroht worden war, selbst bei der Sparkasse vor­
stellig werden zu wollen. Die Beschuldigte hat den 
Kredit am 1. August 1963 aufgenommen und an dem­
selben Tage 1002,50 MDN eingezahlt. An diesem Tage 
hat sie die 1200 MDN eingenommen und quittiert, 
jedoch nicht ins Kassenbuch eingetragen und nicht an 
die Bank eingezahlt.
Den Betrag von 800 MDN hat die Beschuldigte am
22. August 1963, also zwei Tage vor ihrer Hochzeit, 
vereinnahmt. Ausgehend von der letzten Darstellung 
der Angeklagten, derzufolge sie bis zum 1. August 1963 
hätte sparen müssen, um die Einzahlung von 1000 MDN 
für den Kreditvertrag vornehmen zu können, ist es 
unwahrscheinlich, daß sie am Tage der Hochzeit über 
Geldmittel verfügt haben kann, um die größeren Aus­
gaben der Hochzeit zu bestreiten. Das spricht für den 
Wahrheitsgehalt ihres ursprünglichen Geständnisses, 
sich zum Zwecke der Ausgestaltung der Hochzeit die 
800 MDN angeeignet zu haben.
Beachtlich ist weiterhin, daß die Beschuldigte die von 
ihr vereinnahmten in Frage stehenden Beträge nicht 
in das Kassenbuch eingetragen hatte. Da Grundlage 
der Kassenabrechnung gegenüber der Finanzbuchhal­
tung die Eintragungen im Kassenbuch sind, ist es nahe­
liegend, Unterschlagungen durch Unterlassen der Ein­
tragungen zu verschleiern. Fünf weitere am 1. August 
1963 erfolgte Einnahmen sind von der Beschuldigten in 
das Buch eingetragen worden.
Hinzu kommt noch, daß die Beschuldigte zunächst 
angegeben hatte, das Geld mit Hilfe des Buches für die 
ZKD-Post aus dem Betrieb hinaustransportiert zu 
haben. Auf die Richtigkeit dieser Aussage deutet auch 
ihre nunmehrige Darstellung hin, bei der dieses ZKD- 
Buch wiederum eine Rolle spielt. Sie hat erklärt, daß 
das fehlende Geld und die dazugehörenden Einzah­
lungsbelege in das ZKD-Buch geraten und bei Abgabe 
oder Entgegennahme von ZKD-Post verlorengegangen 
sein müßten. Die Vernehmung der Postangestellten, 
die die ZKD-Post bearbeiten, ergab jedoch einen Aus­
schluß dieser Möglichkeit.
Die im Beschluß des Kreisgerichts zum Ausdruck ge­
brachte Vermutung, es könne jemand die in letzter 
Zeit während der Schwangerschaft der Beschuldigten 
zu verzeichnende Leichtfertigkeit im Umgang mit dem 
Geldschrankschlüssel und den Lohntüten zum Dieb­
stahl des fehlenden Geldes ausgenutzt haben, läßt ein­
mal außer Betracht, daß keinerlei Lohngelder abhanden 
gekommen sind. Zum anderen ist es lebensfremd anzu­
nehmen, der vermeintliche Dieb könne sich auch noch 
auf die größere Gefahr der Entdeckung hin die Mühe 
gemacht haben, die im Quittungsblock vorhandene 
Drittschrift zu beseitigen. Gegen diese Vermutung 
spricht weiter, daß die Beschuldigte den Verlust des 
Geldes nicht sofort dem Betrieb gemeldet oder sich 
einem ihr nahestehenden Menschen (ihrem Verlobten) 
anvertraut hat. Sie hat auch auffälligerweise den zwei 
persönlichen und zwei schriftlichen Aufforderungen, zur 
Klärung der Angelegenheit bei der Verwaltung der 
Konsumgenossenschaft vorzusprechen, nicht Folge ge­
leistet.
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